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Künftige Personalgewinnung und Personalbindung

Prof. Dr. Dr. h.c. Ulrich Battis

Die in der Öffentlichen Verwaltung arbeitenden Menschen sind 
wegen ihrer Expertise die „wichtigste Ressource der Verwal-
tung“. 1 Im Folgenden werden nach einer Skizze der Ausgangs­
lage Rahmenbedingungen künftiger Personalgewinnung und 
Personalbindung für den deutschen öffentlichen Dienst erörtert.

I. Ausgangslage

1. Unionsrecht

Wie in anderen Rechtsgebieten auch, z. B. Umwelt-, Energie-, 
oder Kartellrecht prägt das Unionsrecht am stärksten das deut-
sche Dienstrecht. Der EuGH subsumiert in ständiger Recht-
sprechung Beamte und Tarifbeschäftigte des Öffentlichen 
Dienstes unter den einheitlichen Begriff des Arbeitnehmers im 
Sinne von Art. 145 AEUV. 2 Auch die Verordnungen und Richt-
linien der EU unterscheiden nicht nach Beamten und sonstigen 
Dienstnehmern. Die Ausgestaltung des Arbeitnehmerrechts 
durch die Europäische Kommission, das Europäischen Parla-
ment und den Rat, vor allem aber dessen Auslegung durch den 
EuGH hat dazu geführt, dass auch das Beamtenrecht und Recht 
der Tarifbeschäftigten als ein Beispiel „europäisierten deut-
schen Rechts“ 3 qualifiziert werden kann. Die „Europäisierung 
des innerstaatlichen Rechts“ mittels des Unionsrechts ist auch 
hinsichtlich des Dienstrechts ein „Routinevorgang“. 4

2. EMRK

Die Menschenrechte der EMRK gelten auch für deutsche Be-
amtinnen und Beamte. Streitig ist aber, ob aus der Rechtspre-
chung des EGMR zu Streiks im türkischen öffentlichen Dienst 
ein Streikverbot für deutsche Beamte folgt. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat dies unter Berufung auf die hergebrachten 
Grundsätze des Berufsbeamtentums (Art. 33 Abs. 5 GG) ver-
neint. 5 Eine Entscheidung des EGMR in der deutschen Rechts-
sache steht noch aus. Gestützt auf Artikel 10 EMRK hat der 
EGMR abweichend von der Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts und des Bundesverwaltungsgerichts die Fol-
gen fehlender Verfassungstreue einer Beamtin milder bewer-
tet 6 sowie gestützt auf Artikel 6 EMRK, dessen Bedeutung für 
das Disziplinarverfahren klargestellt. Ebenfalls auf Art. 10 
EMRK stützt der EGMR den besonderen Schutz für Whistle-
blower die im öffentlichen Dienst tätig sind. 7

3. Alimentationsprinzip und Streikverbot

Die Bekräftigung des Streikverbots durch das Bundesverfas-
sungsgericht ist ein markantes Beispiel für die Persistenz ja die 
Stärkung nationaler Eigenarten. Damit korreliert die verstetigte 
Rechtsprechung des  BVerfG zur amtsangemessenen Alimenta-
tion. 8 Das  BVerfG hat dem „zahnlosen Alimentationsprinzip“ 
Zähne eingesetzt durch ein mehrstufiges Prüfprogramm und die 
Pflicht des Gesetzgebers, die Fortschreibung der Besoldungs-
höhe in Hinblick auf die vom  BVerfG aufgestellten Kriterien 
im Gesetzgebungsverfahren – also im Vorhinein – zu begrün-
den. Zentrales Ziel der Rechtsprechung ist es, die normative 
Verbindlichkeit des Alimentationsprinzips zu stärken, um die 

einseitige Heranziehung nur der Beamtenbesoldung zur Haus-
haltskonsolidierung zu begrenzen. 9 Zudem soll die Recht-
sprechung einer stärkeren Besoldungsdiskrepanz zwischen den 
Bundesländern entgegenwirken, bisher allerdings ohne Erfolg.

Durch die inzwischen aufgrund eines Vorlagebeschlusses des 
 BVerwG ausgelösten weiteren Verschärfungen des Prüfpro-
gramms 10 sind die deutschen Beamtinnen und Beamten in der 
Lage, qua  BVerfG ihre Besoldungsansprüche gegenüber dem 
jeweiligen Gesetzgeber in Bund und Ländern einzuklagen.  
Eines Streikrechts bedürfen sie dazu nicht. Die Mär vom recht-
losen Diener des Obrigkeitsstaates kann vor dem EuGH nicht 
mehr unter Rekurs auf türkische Verhältnisse instrumentalisiert 
werden.

Zu bezweifeln ist allerdings, ob die jüngere Besoldungsgesetz-
gebung von Bund und Ländern – abgesehen von der bayrischen 
Umstellung auf das Modell einer Mehrverdienerfamilie nebst 
Wiedereinführung des (erweiterten) Ortszuschlags 11 – den An-
forderungen, die die Rechtsprechung entwickelt hat, entspricht. 12

4. Persistenz nationaler Verwaltungskulturen

Die „Europäisierung“ und Internationalisierung des Dienst-
rechts ist keine deutsche Besonderheit. Beide Prozesse wirken 
auf alle Mitgliedstaaten der EU ein, fördern tendenziell eine 
Angleichung, führen aber nicht zur Gleichschaltung. Histo-
risch gewachsene nationale Verwaltungskulturen haben sich 
bisher als recht robust und resilient erwiesen 13 trotz rechtlicher 
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